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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Im Rahmen der Revision der Zivilprozessordnung beschäftigte sich die RK-NR unter
anderem mit verschiedenen Lösungsansätzen zur Problematik, wie die Fristen bei
Eingaben an die Gerichte berechnet werden können. Diese Diskussion habe die Frage
aufgeworfen, ob es nicht möglich und sinnvoll wäre, die Fristenberechnung über die
verschiedenen Gesetze und Rechtsbereiche hinweg zu vereinheitlichen – davon
betroffen wären neben der Zivilprozessordnung etwa die Strafprozessordnung, das
Bundesgerichtsgesetz, das Verwaltungsverfahrensgesetz, das Bundesgesetz über den
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts und das Obligationenrecht. So
schilderte Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) den Ursprung der
Kommissionsmotion für eine Harmonisierung der Fristenberechnung, die der
Nationalrat in der Sommersession 2022 behandelte. Obwohl der Bundesrat das
Vorgehen aus verschiedenen Gründen als wenig sinnvoll erachtete – unter anderem
zweifelte er daran, dass eine allgemeingültige Lösung für alle Rechtsgebiete
sachgerecht wäre – und die Ablehnung der Motion beantragte, nahm die grosse
Kammer den Vorstoss einstimmig bei einer Enthaltung an. Bundesrätin Karin Keller-
Sutter hatte für diesen Fall angekündigt, im Zweitrat die Umwandlung in ein Postulat zu
beantragen. 1

MOTION
DATUM: 08.06.2022
KARIN FRICK

Strafrecht

In der Frühjahrssession 2021 begrüsste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» über die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsanträge Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusätzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.
Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschränkung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Auslöser für die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlässlich geäussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden können, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Befürworterinnen und Befürworter im Nationalrat
argumentierten überdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person – oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenboss[es]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) – eingeschüchtert und unter Druck gesetzt werden
könnten, was die Qualität der Aussagen beeinträchtige. Vertreterinnen und Vertreter
der Gegenseite warnten dagegen vor der Einführung einer «faktische[n]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail äussern – d.h. auf
ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten – müsse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu dürfen. Für jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, führte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[d]enn der kann nämlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schüttel weiter. Zwar gab auch Bundesrätin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich für die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschränkung jedoch für «massvoll und zurückhaltend». Für
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Pièce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schüttel ebenso wie Christian Lüscher (fdp,
GE), der für die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklärte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschränkung werde die Grüne Fraktion
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«die ganze Vorlage infrage stellen müssen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grüne setzten sich mit Unterstützung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen für die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wählte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben», begründete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen für die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion befürchteten, ohne
Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft könnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fällen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlängerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen könne, könne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnötig verlängert»
werden. Selbst Bundesrätin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung für die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Überführung der bundesgerichtlichen Praxis in
das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.Iv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.
Weiter sollten DNA-Profile gemäss dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dürfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» für eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder künftige Delikte
bestimmter Schwere bestünden, und nicht mehr nur zur Aufklärung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits genügen sollte; für die Aufklärung
zukünftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils gänzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Anträgen, wobei die Verschärfung bezüglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grünen Lagers und die
Streichung bezüglich der zukünftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.
Überdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Möglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfältig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
den Willen des Bundesrates fügte die grosse Kammer einen neuen Artikel über die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tätern durchgeführt werden können. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlängern oder «dem Straftäter
gegenüber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Möglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschäftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «rein[e]
Aburteilen und Strafen» gut ergänzen und vor allem für die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht übereilt zu handeln. Sie kritisierte die unpräzise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
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Behandlung heikel». Auch müsste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Ständerat könne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einführung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.
Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, die beschuldigte Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhöhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begründete die Justizministerin diesen Schritt. Während eine links-grüne Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
die bürgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel gänzlich aus dem Entwurf.
Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zähne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehörden zugute gekommen wären. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zunächst vorwerfen lassen müssen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwältinnen und Anwälte an», resümierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO für die
Strafverfolgungsbehörden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. 2

In der Frühjahrssession 2022 begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung bei
der Revision der Strafprozessordnung. Auf die Linie des Ständerats schwenkte er bei
den Voraussetzungen für die Untersuchungs- und Sicherheitshaft ein, wo mehrere
Minderheiten Addor (svp, VS) für weniger strenge Voraussetzungen als vom Ständerat
beschlossen mangels Unterstützung von ausserhalb der SVP-Fraktion chancenlos
blieben. Zudem folgte der Nationalrat mit 104 zu 86 Stimmen einer Minderheit Marti
(sp, ZH) und hiess den Vorschlag von Ständerat und Bundesrat gut, dass bei einem
Strafbefehl, der eine zu verbüssende Freiheitsstrafe nach sich zieht, zwingend eine
Einvernahme erfolgen muss. In dieser Frage setzte sich die links-grüne Ratsseite mit
grossmehrheitlicher Unterstützung aus der Mitte-Fraktion durch. Ebenfalls seiner
Schwesterkammer folgend verzichtete der Nationalrat nunmehr auf das Konzept der
restaurativen Gerechtigkeit, das er als Erstrat in den Entwurf eingefügt hatte und das
vom Ständerat abgelehnt worden war. Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG)
erklärte, nach der Lancierung der Motion 21.4336 habe die Kommission davon
abgesehen, «die Justice restaurative bereits in dieser Phase in die Strafprozessordnung
aufzunehmen». Eine Minderheit Walder (gp, GE) wollte dagegen an den Bestimmungen
festhalten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit mit 110 zu 79
Stimmen, wobei sich das links-grüne Lager ebenso geschlossen für Festhalten wie das
bürgerliche Lager für Streichen aussprach.
In den anderen grossen Diskussionspunkten hielt die Volkskammer indessen an ihren
vorherigen Beschlüssen fest. Die vom Bundesrat beabsichtigte Einschränkung der
Teilnahmerechte von beschuldigten Personen fiel im Nationalrat abermals durch.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass «gerade
diese Frage auch Auslöser für die Teilrevision der Strafprozessordnung» gewesen sei,
weil sich in der juristischen Praxis gewisse «Nebenwirkungen» der geltenden Regelung
– etwa dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander anpassen können – gezeigt
hätten. «Nichtstun» sei hier «keine Option», so ihr Appell. Kommissionssprecher Flach
ergänzte, der Ständerat habe mit seiner Neuformulierung «einen Schritt auf die
nationalrätliche Version» zu gemacht. Dennoch habe die Kommission «mit einer sehr
deutlichen Mehrheit» befunden, dass eine Einschränkung der Teilnahmerechte das
derzeit «ausgewogen[e] System» aus dem Lot bringe, das sicherstelle, dass «zwischen
Staatsanwaltschaft, Beschuldigten, ihren Verteidigern und letztlich dem Gericht, das
urteilen soll, mit gleich langen Spiessen gekämpft wird». Die Minderheit Geissbühler
(svp, BE), die dem Ständerat folgen wollte, konnte nur einen Grossteil der SVP- und
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FDP-Fraktionen sowie einzelne Mitte-Stimmen überzeugen und unterlag mit 70 zu 116
Stimmen bei 2 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, die
Teilnahmerechte unverändert zu lassen.
Auch bei der im Ständerat gutgeheissenen Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts hielt der
Nationalrat an seinem Entscheid fest, diese zu streichen. Mit 100 zu 86 Stimmen bei
einer Enthaltung setzte sich das links-grüne Lager mit mehrheitlicher Unterstützung aus
der Mitte-Fraktion durch und gab dem Antrag der Kommissionsmehrheit statt. Eine
Minderheit Lüscher (fdp, GE) hatte sich dem Ständerat anschliessen und die
Beschwerdemöglichkeit wie vom Bundesrat vorgesehen in die StPO aufnehmen wollen.
Kommissionsberichterstatter Flach begründete die Position der Kommissionsmehrheit
auch hier mit «massiv ungleich lange[n] Spiesse[n]», die eine solche
Beschwerdemöglichkeit zugunsten der Staatsanwaltschaft bedeuten würde.
Justizministerin Keller-Sutter hatte dem Rat empfohlen, der Minderheit zu folgen, sich
aber schwergetan mit dieser Empfehlung, da mit der Beschwerdemöglichkeit einerseits
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts niedergeschrieben würde,
andererseits aber «gewisse Zweifel» bestünden, ob so ein Beschwerdeverfahren EMRK-
konform wäre.
Bezüglich der DNA-Profile wiederholte die grosse Kammer mit knappen Mehrheiten
ihre beiden Entscheide, die sie schon als Erstrat gefällt hatte: Von beschuldigten
Personen soll ein DNA-Profil erstellt werden dürfen, wenn «eine gewisse
Wahrscheinlichkeit» besteht, dass die beschuldigte Person weitere Verbrechen oder
Vergehen begangen haben könnte. Bundesrat, Ständerat und eine Minderheit Marti
wollten dafür «konkrete Anhaltspunkte» verlangen. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit für die weniger hohe Hürde wurde vom rechtsbürgerlichen Block
aus SVP-, FDP- und dem Grossteil der Mitte-Fraktion unterstützt und mit 99 zu 83
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. Bei bereits verurteilten Personen hatte der
Bundesrat im Entwurf die Möglichkeit zur Erstellung eines DNA-Profils vorgesehen,
«wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, die verurteilte Person
könnte weitere Verbrechen oder Vergehen begehen». Eine Minderheit Geissbühler
beantragte, dem Ständerat zu folgen und diesen Artikel so in die StPO aufzunehmen,
während die Kommissionsmehrheit für Streichen plädierte. Äusserst knapp mit 89 zu 88
Stimmen bei 11 Enthaltungen setzte sich der Streichungsantrag durch. Das Zünglein an
der Waage spielte die FDP-Fraktion, die sich zu rund je einem Drittel enthalten, dafür
und dagegen ausgesprochen hatte.
Die Volkskammer zeigte sich auch bei weiteren, kleineren Differenzen nicht in
Kompromisslaune und erhielt viele davon aufrecht. So blieb sie dabei, dass Opfern, die
nicht am Strafverfahren teilnehmen, der Entscheid automatisch zugestellt werden soll,
ausser sie verzichten ausdrücklich darauf. Ebenfalls behielt der Nationalrat die von ihm
eingeführten und vom Ständerat gestrichenen, verschiedenen Behandlungsfristen im
Gesetz. Er hielt auch daran fest, dass die Strafbehörde ihre Forderungen aus
Verfahrenskosten nicht nur mit Entschädigungen, sondern auch mit Genugtuungen, die
an die zahlungspflichtige Partei zu entrichten sind, direkt verrechnen darf. 3

In der Sommersession 2022 brachten die eidgenössischen Räte die Revision der
Strafprozessordnung zum Abschluss. In der Differenzbereinigung verhärteten sich die
Fronten in den zentralen Diskussionspunkten zunächst, sodass Bundesrätin Karin
Keller-Sutter bereits mit einer Einigungskonferenz rechnete. Der Ständerat kam dem
Nationalrat zuerst nur bei Fristen für die Beschwerdeinstanz und das Berufungsgericht
entgegen, die der Nationalrat zwecks Beschleunigung der Verfahren neu in die StPO
aufgenommen hatte. Gemäss Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) hielt die RK-SR
diese zwar für wenig zweckmässig, aber tolerierbar, weil die Fristen mangels rechtlicher
Konsequenzen bei Nichteinhaltung «lediglich als Richtgrösse im Sinne einer
Konkretisierung des Beschleunigungsgebots» zu verstehen seien. Der Nationalrat
beugte sich seinerseits in einigen Punkten der Argumentation des Schwesterrats und
verzichtete auf zwei von ihm eingefügte, aber vom Ständerat abgelehnte
Bestimmungen: Erstens strich er die Regelung zur präventiven verdeckten Ermittlung
bei Sexualdelikten wieder aus dem Gesetz, weil dies Sache des kantonalen Polizeirechts
sei. Zweitens soll eine Genugtuung nun doch nicht mit Geldforderungen des Staates aus
dem Verfahren verrechnet werden können; werde der Betrag nicht ausbezahlt, verpuffe
der Ausgleichseffekt für die unrechtmässig erlittene Rechtsverletzung. Weiter räumte
die grosse Kammer die beiden Differenzen zu den DNA-Profilen aus, sodass dafür nun
die vom Bundesrat vorgesehenen Regeln umgesetzt werden: Von einer beschuldigten
Person darf während des Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass sie weitere Delikte begangen haben könnte. Die SVP-
Minderheit, die dafür nur eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» voraussetzen wollte, blieb
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letztlich chancenlos. Zudem darf von einer verurteilten Person am Ende des
Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte
anzunehmen ist, dass sie weitere Delikte begehen könnte. Hier unterlag die links-grüne
Minderheit mit ihrem Streichungsantrag ebenso deutlich.
Bei der Einschränkung der Teilnahmerechte verharrten indessen beide Räte auf ihrer
Position. Während sich der Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen dafür aussprach, dass eine
beschuldigte Person von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person
ausgeschlossen werden kann, solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist,
lehnte der Nationalrat diese Einschränkung mit 137 zu 50 Stimmen (1 Enthaltung) ebenso
klar ab. Als Berichterstatter der RK-NR fasste Beat Flach (glp, AG) zusammen: «Für die
eine Seite ist es der Hauptinhalt und das wichtigste Element dieser Revision, und für
die andere Seite [...] ist das, was vorgeschlagen wird, ein No-Go.» Die ablehnende Seite
argumentierte, dieser Eingriff in die Rechte der Beschuldigten bringe das sorgfältig
austarierte Kräfteverhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidigung aus dem Lot
und sei darum inakzeptabel. Die Befürworterinnen und Befürworter der Änderung
betonten hingegen, dass es sich um einen «moderaten Eingriff» (Karin Keller-Sutter)
handle und dass dies der Hauptauslöser für die ganze Revision gewesen sei, weil hier
von den Staatsanwaltschaften konkrete Probleme in der Praxis festgestellt worden
seien.
Ebenso unversöhnlich standen sich die beiden Kammern beim Beschwerderecht der
Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide gegenüber. Der Ständerat entschied mit 25
zu 19 Stimmen, an der bundesrätlichen Version festzuhalten, die ein solches
Beschwerderecht explizit vorsieht. Damit werde nichts Neues eingeführt, sondern die
bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts kodifiziert; es sei allemal besser, wenn
der Gesetzgeber die Grundsätze des Verfahrens in der StPO festschreibe, als dass das
Bundesgericht sich wie bisher das Recht nehme, selber zu entscheiden, erklärte der
erfolgreiche Antragsteller Daniel Fässler (mitte, AI). Der Nationalrat beschloss
demgegenüber mit 109 zu 79 Stimmen, eine solche Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft ausdrücklich auszuschliessen, weil die EMRK-Konformität einer
solchen Regel mindestens zweifelhaft sei. Es sei problematisch, wenn eine nach
Gerichtsentscheid freizulassende Person noch länger in Haft behalten werde, bis die
Beschwerde erledigt sei, so die Bedenken. Selbst der Bundesrat war sich in dieser
Sache nicht sicher, sagte Justizministerin Keller-Sutter doch, der Bundesrat habe
versucht, «das Risiko einer EMRK-Widrigkeit zu reduzieren, indem er für das Verfahren
möglichst kurze Fristen festgelegt» habe.
Resigniert stellte der ständerätliche Kommissionssprecher Jositsch am Ende der
zweiten Runde der Differenzbereinigung fest, dass man in diesen beiden letzten Fragen
keine Lösung gefunden habe. Bei der Beschwerdelegitimation der Staatsanwaltschaft
gebe es mit der EMRK-Konformität «tatsächlich einen Punkt, der für die Fassung des
Nationalrates spricht», weshalb die Kommission die Zustimmung zum Beschluss der
Schwesterkammer beantragte. Dasselbe beantragte die RK-SR auch bei den
Teilnahmerechten. Die Fassung des Ständerates sei im Nationalrat nicht mehrheitsfähig
und eine zweckmässige Kompromisslösung nicht in Sicht, weshalb man im Zweifelsfall
eben beim geltenden Recht bleiben wolle, so Jositsch. «Das heisst, dass wir mit dieser
Revision das ursprüngliche Hauptproblem vielleicht nicht haben lösen können, aber wir
haben doch einiges gemacht, um diese Strafprozessordnung besser zu machen»,
resümierte er. Obwohl die Kommission damit in beiden Punkten die bundesrätliche
Lösung fallen liess, beantragte Karin Keller-Sutter keine Abstimmung. So räumte die
Ständekammer die beiden letzten Differenzen stillschweigend aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat die Vorlage mit 38 zu 6 Stimmen bei einer
Enthaltung an. Der Nationalrat stimmte ihr mit 147 zu 48 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu. Unzufrieden zeigten sich in beiden Räten grosse Teile der SVP-Fraktion, die die
fehlende Einschränkung der Teilnahmerechte bedauerten. Dadurch werde «die
Erforschung der materiellen Wahrheit eminent erschwert», was zu einer «massiven
Bevorteilung der Täter» führe und damit indirekt die Stellung des Opfers erheblich
schwäche, hatte Nationalrätin Andrea Geissbühler (svp, BE) während der Debatte im
Namen ihrer Fraktion erklärt. 4
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Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Die Entlastung des Bundesgerichtes von Bagatellfällen war in den letzten Jahren
Gegenstand verschiedener Vorstösse (Po. 13.3694; Mo. 14.3667; Mo. 17.3353 und
17.3354 sowie Mo. 17.3357) gewesen, welche der Bundesrat nun in seinen Vorschlag für
eine Revision des Bundesgerichtsgesetzes aufnahm. Dabei ging es darum, die bei einer
Evaluation des Bundesgerichtsgesetzes gefundenen Unzulänglichkeiten auszumerzen.
Revidiert werden sollten dabei erstens die Ausnahmefälle, bei denen es bisher nicht
möglich war, das Bundesgericht als Letztinstanz anzurufen. Neu soll dies nur noch für
den Asylbereich gelten, für wichtige Fälle in allen anderen Bereichen soll das
Bundesgericht eine Restkompetenz erhalten. Um das oberste Gericht jedoch gegen
Überlastung zu schützen, sollen Beschränkungen eingebaut werden: So sollen etwa
Bussen bis CHF 5'000 beim Bundesgericht nicht mehr anfechtbar sein, zudem sollen
Geschädigte, die nicht unter das Opferhilfegesetz fallen, gegen Urteile von
zweitinstanzlichen Gerichten beim Bundesgericht nicht mehr Beschwerde führen
dürfen. Zweitens stand die subsidiäre Verfassungsbeschwerde, also die Beschwerde
gegen Entscheide der letzten kantonalen Instanzen, zur Diskussion.
Der bundesrätliche Vorschlag wurde im Nationalrat in der Frühjahrssession debattiert.
Das Geschäft war einigermassen umstritten, was daran lag, dass man gleichzeitig den
Rechtsschutz ausbauen, die Verfahren vereinfachen und das Bundesgericht entlasten
wollte, was potenziell zielinkongruent ist. Dass die Prioritäten zwischen den Parteien
verschieden verteilt waren, zeigte sich bereits in der Eintretensdebatte, in der die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher darlegten, dass sie entweder vordringlich das
Bundesgericht entlasten oder aber eben den Rechtsschutz ausbauen wollten. Die
Ratslinke anerkannte zwar, dass das oberste Gericht eine hohe Geschäftslast zu tragen
habe, dies dürfe aber nicht durch Abstriche beim Zugang zu den Gerichten
wettgemacht werden. Stattdessen müsse dieser Problematik durch eine Aufstockung
der Ressourcen begegnet werden. Die Ratsrechte machte sich dafür stark, dass
Bagatellfälle vom obersten Gericht möglichst ferngehalten werden müssten, wobei
naturgemäss umstritten war, ab welcher Schadenssumme ein Bagatellfall vorliegt. Die
neue Justizministerin Karin Keller-Sutter wies darauf hin, dass es nicht so sehr nur um
die Zahl der Bagatellfälle gehe, sondern vor allem auch um die Zahl der Fälle, die mit
einer Beschwerde auch vor Bundesgericht kaum eine Chance hätten. Hier generiere
das oberste Gericht aus juristischer Perspektive keinen Mehrwert, verbrauche aber
viele Ressourcen. Eintreten wurde in der Folge mit 108 zu 76 Stimmen beschlossen. Die
geschlossene SVP- und die grüne Fraktion hätten das Gesetz nicht behandeln wollen.
Die Grünen bemängelten, dass vor allem im Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungsrecht
der Zugang zu stark eingeschränkt würde. Der SVP hingegen gingen die Einschränkungen
zu wenig weit. Eine Entlastung des Bundesgerichts werde so nicht erreicht,
argumentierten ihre Mitglieder. 
In der Detailberatung ging es zum einen um die Höhe der Bussenhürde, die noch zu
einer Beschwerde beim Bundesgericht berechtigen soll. Die Mehrheit der RK-NR schlug
in Abweichung zum bundesrätlichen Vorschlag eine minimale Bussenhöhe von CHF 500
vor. Eine Minderheit Flach (glp, AG) wollte den bundesrätlichen Vorschlag von CHF
5'000 übernehmen und eine Minderheit Nidegger (svp, GE) beantragte, bei der
bestehenden Regel zu bleiben und gar keine Hürde festzulegen. Beide
Minderheitsanträge unterlagen dem Antrag der Kommissionsmehrheit. Erfolg hatte ein
Antrag Wasserfallen (sp, BE), der in Zivilsachen eine Senkung der Streitwertgrenze
anstrebte. In Zivilsachen kann bisher nur in Anliegen mit einem Streitwert über CHF
30'000 (bei arbeits- und mietrechtlichen Fällen bei CHF 15'000) Beschwerde geführt
werden. Der Antrag der Berner Genossin, diesen Wert auf CHF 3'000 zu senken, fand
gegen die Empfehlung der Kommission und der Justizministerin Anklang bei einer
Ratsmehrheit von 116 gegen 71 Stimmen. Schliesslich ging es in der Detailberatung auch
um den Ausnahmekatalog, mit dem geregelt werden soll, wann eine Beschwerde ans
Bundesgericht nicht zulässig sein soll. Dass sich diese Einschränkungen insbesondere
auf das Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungsrecht bezogen, stiess bei der Ratslinken auf
Widerstand. Mit den Minderheitsanträgen, mit denen diese Ausnahmen rückgängig
gemacht werden sollten, biss Links-Grün bei der bürgerlichen Mehrheit jedoch
durchgängig auf Granit. 
Die «piece de résistence», wie sich Christa Markwalder (fdp, BE) ausdrückte, stellte
schliesslich der von der Berner Freisinnigen angeführte Minderheitsantrag dar, die
subsidiäre Verfassungsbeschwerde aufzuheben. Dieses Instrument habe sich nicht
bewährt, da von 429 Beschwerden gerade mal acht gutgeheissen worden seien. Dies sei
nun in der Tat eine unnötige Belastung des Bundesgerichts. Die Streichung des
Instruments würde freilich den Rechtsschutz nicht abbauen, sondern er würde lediglich
anders ausgestaltet. Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde werde nämlich durch den
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neuen Art. 89 ersetzt, der Beschwerden zulasse, wenn sich eine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung stelle oder ein besonders bedeutender Fall vorliege – von
Beat Flach als «Populärbeschwerde» bezeichnet. Die Kommissionsmehrheit und die
Ratslinke waren hier anderer Ansicht: Der Schutz verfassungsmässiger Rechte, folglich
der Schutz des Einzelnen vor staatlicher Willkür, müsse in einem Rechtsstaat
gewährleistet bleiben und dazu bedürfe es eben der subsidiären
Verfassungsbeschwerde. Die acht gutgeheissenen Fälle zeigten ja offensichtlich, dass
es vorkomme, dass der Staat willkürlich handle, hob etwa Matthias Aebischer (sp, BE)
hervor. Karl Vogler (csp, OW) wies hingegen darauf hin, dass der Bundesrat ursprünglich
die Streichung vorgesehen habe, dies nach der Kritik in der Vernehmlassung aber
wieder rückgängig gemacht habe. Das Ziel der Revision müsse es aber doch sein, das
Bundesgericht zu entlasten. Karin Keller-Sutter zeigte sich zwar für beide Möglichkeiten
offen – beide Seiten hätten gute juristische Argumente vorgebracht, erklärte sie. Der
Bundesrat habe sich aber letztlich aufgrund der politischen Rückmeldungen für ein
Beibehalten der Verfassungsbeschwerde ausgesprochen. Mit 132 zu 46 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte der Nationalrat in diesem Punkt schliesslich der
Kommissionsmehrheit. Die Nein-Stimmen stammten aus der geschlossenen CVP-
Fraktion und einer Mehrheit der BDP- und der FDP-Fraktion. Nicht das Bundesgericht
solle entscheiden, wann ein Fall wichtig sei und wann nicht; stattdessen solle die
Chance für eine Beschwerde allen offen gelassen werde, fasste Matthias Aebischer die
Mehrheitsstimmung im Ratssaal zusammen. Mit 108 zu 76 Stimmen (1 Enthaltung) wurde
der Entwurf an den Ständerat weitergereicht. Die Grünen und die SVP sprachen sich
auch nach den Änderungen in der Detailberatung gegen den Entwurf aus.
Der oberste Bundesrichter Ulrich Meyer zeigte sich in der Presse enttäuscht über den
Entscheid der Volkskammer. Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde generiere
Leerläufe, weil damit Hunderte von aussichtslosen Beschwerden eingereicht würden.
Die meisten Beschwerden würden sich nämlich darauf beziehen, dass ein Gericht den
Sachverhalt nicht richtig festgestellt habe. Das Bundesgericht könne aber lediglich die
Korrektheit eines Verfahrens prüfen. Meyer appellierte an den Ständerat, die Institution
Bundesgericht zu retten. 5

Wenig überraschend folgte der Nationalrat einstimmig der kleinen Kammer und seiner
ebenfalls geschlossenen RK-NR und versenkte die Revision des
Bundesgerichtsgesetzes definitiv. Es handle sich eher um einen Nachruf als um eine
Berichterstattung, kommentierte Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG). Die
Vorlage, die auf ein 2007 eingereichtes Postulat Pfisterer (fdp, AG; Po. 07.3420)
zurückgehe und verschiedene Motionen (Mo. 17.3357; Mo. 17.3353 und Mo. 17.3354)
sowie eine parlamentarische Initiative Nidegger (svp, GE; Pa.Iv. 16.461) hätte umsetzen
sollen, werde nun «sittlich beerdigt». Letztlich sei die Vorlage an der Frage gescheitert,
ob die subsidiäre Verfassungsbeschwerde durch eine neue Beschwerdemöglichkeit
ersetzt werden solle. Man habe hier keine befriedigende Lösung gefunden, weshalb es
letztlich besser sei, die Vorlage zu versenken. Die RK-NR sei aber der Meinung, dass die
unbestrittenen Verbesserungen, welche die Vorlage ebenfalls vorgesehen habe, wieder
angegangen werden müssten. Deshalb beantragte sie auch eine Fristverlängerung der
parlamentarischen Initiative Nidegger. 6
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Nachdem die beiden Kammern in der Sommersession 2021 einen Gegenvorschlag
verworfen und die Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)» fast einstimmig zur Ablehnung
empfohlen hatten, setzte der Bundesrat den Termin für die Abstimmung über das
Volksbegehren auf den 28. November 2021 fest. 

Das Ziel der Initiative war eine Reform des Wahlsystems der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter. Am aktuellen Vorgehen wurde kritisiert, was in der Zeitung «Republik»
als «Unheilige Dreifaltigkeit» bezeichnet wurde: Parteizugehörigkeit, Mandatssteuer
und Wiederwahl. In der Tat bedingt die Idee des Parteienproporz, also die Verteilung
der Sitze an den höchsten eidgenössischen Gerichten entsprechend der Stärke der
Parteien im Parlament, dass Kandidierende für höchste Richterämter einer Partei
angehören sollten, um gewählt werden zu können. Alle Parteien fordern zudem von
ihren Mandatsträgerinnen und -trägern eine Abgabe, die Mandatssteuer. In den Medien
wurden zu diesem Obolus von Gerichtspersonen verschiedene Zahlen herumgereicht:
Eine Befragung der CH-Medien bei den Parteien wies ein Total aller Abgaben von allen
Richterinnen und Richtern aus allen Bundesgerichten zwischen CHF 30'000 bei der
GLP und CHF 265'000 bei der SP aus (FDP: CHF 35'000; Grüne: CHF 100'000; Mitte:
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CHF 65'000; SVP: CHF 172'000). Das aktuelle Wahlsystem sieht schliesslich vor, dass
Bundesrichterinnen und -richter nicht nur vom Parlament gewählt, sondern alle sechs
Jahre bestätigt werden müssen. Das Initiativkomitee kritisierte, dass diese drei
Elemente letztlich die Unabhängigkeit der Judikative gefährdeten, und forderte deshalb
mit seinem Begehren, dass ein vom Bundesrat ernanntes Fachgremium Kandidierende
nach fachlicher Eignung auswählt und dass die Bundesrichterinnen und Bundesrichter
aus einem mit diesen Kandidierenden gefüllten Pool per Losverfahren gezogen werden.
Die Gewählten sollen zudem keiner Amtszeitbeschränkung mehr unterliegen, sondern
bis maximal fünf Jahre nach Pensionsalter in ihrem Amt verbleiben dürfen, falls sie
nicht mittels eines neu einzuführenden Abberufungsverfahrens aufgrund von
Fehlverhalten abgesetzt würden. Beim Losverfahren würde einzig eine sprachliche
Repräsentation berücksichtigt.  

Das Initiativkomitee – neben dem «Vater» der Initiative, dem Multimillionär und
Unternehmer Adrian Gasser, sassen der Politikwissenschafter Nenad Stojanovic und die
Mitte-Politikerin Karin Stadelmann (LU, mitte) federführend im Komitee – lancierte den
Abstimmungskampf am 30. September 2021. An einer Pressekonferenz und in späteren
Interviews betonten die Initiantinnen und Initianten, dass mit Annahme ihres Begehrens
der Pool an geeigneten Richterinnen und Richtern vergrössert würde: Auch Parteilose
könnten am Bundesgericht Einsitz nehmen und es müssten zukünftig nicht mehr
zahlreiche geeignete Kandidierende hintanstehen, wenn eine Partei – wie aktuell etwa
die Grünen nach ihren Wahlerfolgen 2019 – stark untervertreten sei und deshalb bei
Vakanzen lediglich Kandidierende dieser Partei berücksichtigt würden. Adrian Gasser
strich in mehreren Interviews das in seinen Augen grosse Problem der
Parteiabhängigkeit und der Mandatssteuer hervor: «Die politischen Parteien haben sich
die Macht angeeignet, diese Ämter unter sich aufzuteilen, dafür Geld zu verlangen und
eine opportun erscheinende Gesinnung einzufordern [...] Vorauseilender Gehorsam ist
garantiert», klagte er etwa in einem NZZ-Meinungsbeitrag. In Le Temps behauptete er,
dass die fehlende Unabhängigkeit der Gerichte dazu führe, dass in 95 Prozent der Fälle
Individuen vor Gericht verlieren würden, wenn sie gegen den Staat antreten müssten. 

Obwohl keine einzige etablierte Partei und kein Verband das Begehren unterstützte,
wollte keine Organisation die Federführung für eine Nein-Kampagne übernehmen. Ende
September gründete deshalb Andrea Caroni (fdp, AR) ein «überparteiliches Nein-
Komitee». Weil er wie bereits 2014 bei der sogenannten «Pädophileninitiative» den
liberalen, demokratischen Rechtsstaat bedroht sehe, wolle er sich wehren, betonte der
FDP-Ständerat im Sonntags-Blick. Im Komitee sassen Mitglieder aller grossen Parteien:
Heidi Z’graggen (mitte, UR); Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE), Nicolas Walder (gp, GE),
Beat Flach (glp, AG) und Yves Nidegger (svp, GE). In den Medien tat sich freilich vor allem
Andrea Caroni mit Stellungnahmen hervor. Mit dem Slogan «Wählen statt würfeln,
Demokratie statt Lotterie» griff er vor allem das Losverfahren an, das auf Glück beruhe
und deshalb nicht geeignet sei, fähige Kandidierende auszuwählen. Darüber hinaus
habe sich das bestehende System, das eine repräsentative Vertretung
unterschiedlicher politischer Grundhaltungen in der Judikative garantiere, bewährt. Im
Verlauf der Kampagne warf Andrea Caroni den Initiantinnen und Initianten zudem auch
vor, «falsch und verleumderisch» zu argumentieren. 

Am 11. Oktober erörterte Karin Keller-Sutter an einer Pressekonferenz die Position des
Bundesrats, der die Initiative zur Ablehnung empfahl. Das Volksbegehren sei «zu
exotisch» und stelle das politische System und die demokratische Tradition der
Schweiz «auf fundamentale Weise» in Frage, so die Justizministerin. Die Wahl durch
das Parlament würde durch Losglück ersetzt, womit die demokratische Legitimation
Schaden nehme. Das Losverfahren sei zudem ein «Fremdkörper im institutionellen
Gefüge», so die Bundesrätin. Mit dem heute angewandten Parteienproporz werde
hingegen gewährleistet, dass politische Grundhaltungen, aber auch das Geschlecht und
die regionale Herkunft am Bundesgericht «transparent und ausgewogen» vertreten
seien, war in der Medienmitteilung zu lesen. Die Praxis zeige zudem, dass die
Unabhängigkeit gewährleistet sei und kein Druck von Parteien auf die
Bundesrichterinnen und Bundesrichter ausgeübt werde. Noch nie in der jüngeren
Geschichte sei ein Richter oder eine Richterin aus politischen Gründen abgewählt
worden, so Karin Keller-Sutter, was zeige, dass der von den Initiantinnen und Initianten
kritisierte Konformitätsdruck aufgrund der Angst vor einer Wiederwahl gar nicht
bestehe. Es sei zudem falsch anzunehmen, dass parteilose Richterinnen und Richter
nicht ebenfalls Werte vertreten würden, die allerdings nicht so transparent seien, wie
bei Parteimitgliedern. Die Justizministerin nahm schliesslich auf die aktuelle Pandemie-
Diskussion Bezug: Viele Stimmen kritisierten momentan demokratisch nicht legitimierte
Gremien aus Expertinnen und Experten. Mit Annahme der Initiative würde mit der
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vorgesehenen Fachkommission aber ein weiteres solches Gremium geschaffen. 

In den Medien wurde laut APS-Analyse und FöG-Abstimmungsmonitor nur selten über
die Justizinitiative berichtet. Dies war einerseits dem Umstand geschuldet, dass vor
allem das Referendum gegen die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes sehr viel Platz
in der medialen Berichterstattung einnahm, andererseits ist dies aber wohl auch der
Komplexität des Themas zuzuschreiben. In der Tat kamen in den Printmedien neben
Adrian Gasser und Andrea Caroni vor allem Expertinnen und Experten, aber auch
ehemalige Richterinnen und Richter zu Wort. 
Auffällig war, dass die meisten dieser Expertinnen und Experten der Initiative relativ
wohlwollend gegenüberstanden. So wurden etwa Studien zitiert, die zeigten, dass eine
längere Amtszeit zu mehr richterlicher Unabhängigkeit führe. Kurze Amtszeiten und vor
allem die Wiederwahl könnten hingegen als Disziplinierungsmöglichkeit von Parteien
erachtet werden, mit der Linientreue von Richterinnen und Richtern erzwungen werde,
so etwa der Politikwissenschafter Adrian Vatter in der NZZ. Die Wiederwahl sichere
Bodenhaftung der Richter und trage dazu bei, dass «sich die Justiz nicht
verselbständigt» und dass Richterinnen und Richter nicht zu einer «Elite ohne
Legitimation» würden, meinte hingegen Katharina Fontana, ehemalige Mitarbeiterin im
BJ und NZZ-Journalistin für das Themengebiet Recht und Gesellschaft. Bemängelt
wurde zudem der Umstand, dass parteilose Kandidierende aktuell keine Chance hätten,
gewählt zu werden. Wenn wirklich Repräsentation das Ziel sei, dann dürften in den
Gerichten nicht nur Parteimitglieder sitzen, da die grosse Mehrheit der Bevölkerung
keine Parteibindung aufweise, so die Argumentation. Adrian Vatter schlug
entsprechend ein Modell mit 50 Prozent Parteilosen und 50 Prozent Parteimitgliedern
vor. Debattiert wurde auch über die Frage, ob Richterinnen und Richter überhaupt
ideologisch neutral sein könnten oder ob Gerichte eben nicht auch genuin politische
Institutionen seien. In diesem Falle wäre aber der Parteienproporz folgerichtig, so die
NZZ. Auch das Losverfahren erhielt einige Aufmerksamkeit – einige Expertinnen und
Experten erachteten es als geeignetes Mittel zur Auswahl von Richterinnen und
Richtern. Es sei schliesslich schon von Aristoteles als «Grundlage wahrer Demokratie»
betrachtet worden, warb der Ökonom Bruno S. Frey. Das Los sei über längere Frist
ebenso repräsentativ wie das momentane Auswahlverfahren, funktioniere aber
wesentlich unabhängiger, argumentierte die Ökonomin Margit Osterloh, die zudem
betonte, dass das Losverfahren nicht einfach eine Lotterie sei, sondern dass durch das
qualitative Losverfahren mit Vorselektion letztlich geeignetere Kandidatinnen und
Kandidaten ausgewählt würden als von menschlichen Expertinnen und Experten, die in
ihrer Wahl eben nicht frei seien von Beeinflussung. Die anfänglich wohl geringere
Akzeptanz des Losverfahrens würde rasch zunehmen und das Vertrauen in die
Judikative dadurch gar noch verstärkt, so die Ökonomin. In den medialen Kommentaren
stand hingegen die Fachkommission, die gemäss der Justizinitiative vom Bundesrat
zusammengestellt werden müsste, eher in der Kritik. Die Diskussion um eine optimale
Besetzung würde sich von der Richterinnen- und Richterwahl auf die Bestellung dieser
Fachkommission verschieben. Es sei nicht klar, wie diese zusammengesetzt werden
solle und ob diese eben nicht auch wiederum politisch agieren würde, so der Tenor der
Kritikerinnen und Kritiker. Die Weltwoche sprach gar von einer «brandgefährlichen
Illusion», zu meinen, es könne ein Gremium eingesetzt werden, das «objektive
Qualifikationsmerkmale» bestimmen könne. Andrea Caroni warnte vor «einer obskuren,
bundesratsnahen Kommission [...], die weder Qualität noch Vielfalt noch demokratische
Legitimation gewährleisten kann». Allerdings stand auch die Frage im Raum, ob die
parlamentarische Gerichtskommission (GK), die momentan mit der Auswahl der
Kandidierenden betraut ist, fachlich wirklich dafür geeignet sei. Ein eher pragmatisches
Argument gegen die Initiative wurde schliesslich von Rechtsprofessor Lorenz Langer
vorgebracht: Da sich die Initiative auf das Bundesgericht beschränke, stelle sich die
Frage, woher bei Annahme der Initiative die Kandidierenden kommen sollen, da
Bewerbende für einen Bundesgerichtsposten in der Regel an anderen Bundesgerichten
(Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht, Bundespatentgericht) oder an
kantonalen Gerichten tätig seien, wo aber meist noch nach Parteienproporz gewählt
würde. Es gäbe somit nicht mehr viele der verlangten «objektiven», also eben
parteiunabhängigen Kandidierenden.

In der medialen Diskussion wurde von Seiten der Befürworterinnen und Befürworter
auch immer wieder darauf hingewiesen, dass das aktuelle System – auch im
internationalen Vergleich – sehr gut funktioniere. Die Geschichte zeige, dass
Richterinnen und Richter unabhängig seien und sich nicht vor einer Wiederwahl
fürchteten. In der Tat wurden bisher lediglich drei Bundesrichter abgewählt – zwei aus
Altersgründen zu Beginn der modernen Schweiz sowie Bundesrichter Martin Schubarth
1990, der freilich sofort wiedergewählt worden war.
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Diskutiert wurde zudem der «Fall Donzallaz»: Die SVP hatte «ihren Bundesrichter»
nicht mehr zur Wiederwahl empfohlen, weil er in einigen Urteilen nicht mehr die
Parteilinie verfolgt habe. Yves Donzallaz wurde aber in der Folge von allen anderen
Fraktionen bei seiner Wiederwahl unterstützt und schliesslich gar zum
Bundesgerichtspräsidenten gewählt. Dies zeige, dass sich Richterinnen und Richter
nicht von den eigenen Parteien unter Druck setzen liessen. Die Aargauer Zeitung
kritisierte freilich, dass sich bei Yves Donzallaz das Problem der Parteifarbe besonders
gut zeige: Um Bundesrichter zu werden, habe er einen Parteiwechsel von der CVP zur
SVP vorgenommen. Dies komme häufig vor, so die Zeitung: Kandidierende wechselten
ihre «Parteifarbe wie Chamäleons», um ihre Wahlchancen zu steigern. 
Der einzige Nationalrat, der die Initiative unterstützt hatte, kam ebenfalls in den Medien
zu Wort. Lukas Reimann gab zu Protokoll, dass er die Arbeit der GK als deren Mitglied
als wenig seriös erlebt habe, da die Kandidierendenauslese eher eine politische als eine
fachliche Frage gewesen sei. Einmal habe die Kommission einem sehr geeigneten, aber
parteilosen Kandidaten gar offen empfohlen, der GLP oder der BDP beizutreten, damit
er zur Wahl eingeladen werden könne. 

Für Gesprächsstoff sorgten zudem einige pensionierte Richterinnen und Richter, die
den Medien Red und Antwort standen. Praktisch unisono gaben alt-Bundesstrafrichter
Bernard Bertossa sowie die alt-Bundesrichter Jean Fonjallaz, Karl Hartmann, Ulrich
Meyer und Hans Wiprächtiger, aber auch die Luzerner alt-Oberrichterin Marianne Heer
(fdp) zu Protokoll, von ihrer Partei nie auch nur irgendeinen Druck verspürt zu haben –
auch ihre Kolleginnen und Kollegen nicht. Angesprochen auf die Angst vor einer Nicht-
Wiederwahl erzählte Hans Wiprächtiger, dass sich das Bundesgericht viel mehr vor
schlechter Presse als vor dem Parlament fürchte. Zur Sprache kam auch die von der
Greco kritisierte Mandatssteuer. Man müsse die Parteien unterstützen, damit die
Demokratie in der Schweiz funktioniere, äusserte sich Jean Fonjallaz hierzu. Er habe
vielmehr das Gefühl, dass die Partei mehr von ihm als Beitragszahlendem abhängig sei
als er von ihr, so der alt-Bundesrichter. Von Ämterkauf könne nur die Rede sein, wenn
Höchstbietende einen Posten kriegten; die Abgaben seien aber innerhalb einer Partei
für alle gleich. 
Eine gegenteilige Meinung vertrat einzig der Zürcher alt-Oberrichter Peter Diggelmann.
Es gebe zwar keine offenen Drohungen, den Druck der Parteien spüre man aber etwa an
Fraktionsausflügen oder Parteianlässen. Er selber sei zudem zu einer Mandatssteuer
gezwungen worden und wäre wohl nicht mehr nominiert worden, wenn er der
entsprechenden Mahnung nicht nachgekommen wäre. Im Gegensatz zu Kolleginnen und
Kollegen, die momentan im Amt seien und deshalb aus Angst keine öffentliche Kritik
anbrächten, sei es ihm als pensioniertem Richter und aufgrund seines Parteiaustritts
möglich, Kritik zu äussern. Das Interview von Peter Diggelmann im Tages-Anzeiger blieb
nicht unbeantwortet. Andrea Caroni sprach tags darauf in der gleichen Zeitung von
«verleumderischen Unterstellungen». Er kenne keinen Richter und keine Richterin, die
sich unter Druck gesetzt fühlten. 

Beliebtes Mediensujet war auch der Kopf der Initiative, Adrian Gasser. Der
Multimillionär und Chef der Lorze Gruppe, einem Firmenkonglomerat mit Sitz in Zug,
habe sich seit seiner Jugendzeit für richterliche Unabhängigkeit interessiert. Als
Wirtschaftsprüfer habe er einige Fälle erlebt, bei denen diese Unabhängigkeit nicht
gegeben gewesen sei, sagte er in einem Interview. 1987 habe Adrian Gasser im Kanton
Thurgau erfolglos für den National- und 1999 für den Ständerat kandidiert – als
Parteiloser. Erst 40 Jahre nach diesen Erlebnissen könne er sich nun aber die
Finanzierung einer Volksinitiative leisten. In der Tat soll Adrian Gasser laut Medien rund
CHF 1 Mio für die Sammlung der Unterschriften aufgeworfen haben. «Andere haben ein
Motorboot in Monaco, ich habe mir eine Initiative im Interesse der Schweiz geleistet»,
so Gasser bei der Einreichung seiner Initiative im St. Galler Tagblatt. 

Auch für die Abstimmungskampagne schien das Initiativkomitee einiges an Geld
aufgeworfen zu haben. Im Sonntags-Blick wurde vermutet, dass Adrian Gasser für die
Kampagne kaum weniger aufgewendet haben dürfte als für die
Unterschriftensammlung, was Andrea Caroni in derselben Zeitung zum Vorwurf
verleitete, dass sich «eine Einzelperson [...] praktisch eine Initiative gekauft und die
Schweiz zuplakatiert» habe. Der Gegnerschaft fehle es hingegen an spendablen
Geldgebenden. Bei der APS-Inserateanalyse zeigt sich zwar in der Tat ein
Ungleichgewicht zugunsten der Befürwortenden, allerdings finden sich von beiden
Lagern kaum Inserate in den grössten Schweizer Printmedien.

Bei den Abstimmungsumfragen im Vorfeld des Urnengangs vom 28. November zeigte
sich ein für Initiativen typisches Bild. Hätten Mitte Oktober noch 48 Prozent der
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Befragten Ja oder eher Ja zur Initiative gesagt, lag dieser Anteil rund zwei Wochen vor
der Abstimmung noch bei 37 Prozent. Für eine inhaltlich komplexe Vorlage ebenfalls
gängig war der hohe Anteil Befragter, die sich zu Beginn der Kampagne noch keine
Meinung gebildet hatten (Anteil «weiss nicht» am 15.10.2021: 19%; 17.11.2021: 7%). 

Wie aufgrund der Umfragewerte zu vermuten, wurde die Initiative am
Abstimmungssonntag deutlich verworfen. Bei einer wohl vor allem dem gleichzeitig
stattfindenden Referendum gegen das Covid-19-Gesetz, aber auch der
«Pflegeinitiative» geschuldeten aussergewöhnlich hohen Stimmbeteiligung von fast 65
Prozent lehnten mehr als zwei Drittel der Stimmberechtigten eine Reform des
geltenden Systems der Wahlen von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern ab. 

Abstimmung vom 28. November 2021

Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und Bundesrichter im
Losverfahren (Justiz-Initiative)»
Beteiligung: 64.7%
Ja: 1'382'824 Stimmen (31.9%) / 0 Stände
Nein: 2'161'272 Stimmen (68.1%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
-Ja: Piratenpartei 
-Nein: EDU, EVP, FDP, GLP (2), GPS (2), Mitte, PdA, SD, SP, SVP; SGV
-Stimmfreigabe: BastA
* in Klammern Anzahl abweichende Kantonalsektionen

Die Medien sprachen am Tag nach der Abstimmung von einer deutlichen Niederlage.
Das Resultat zeige, dass die Stimmberechtigten mit dem System zufrieden seien, liessen
sich die Gegnerinnen und Gegner vernehmen. «Das Volk hält den Wert der Institutionen
hoch», interpretierte Justizministerin Karin Keller-Sutter das Resultat. Die Initiative
habe zwar einige wunde Punkte aufgezeigt, sei aber zu extrem gewesen, um diese
Probleme zu lösen, meinte Matthias Aebischer (sp, BE) in La Liberté. Die Initiantinnen
und Initianten erklärten sich die Niederlage mit der zu wenig gut gelungenen
Information der Bürgerinnen und Bürger über die Probleme des jetzigen Systems.
Adrian Gasser machte zudem die einseitige Information durch die Bundesbehörden
und die öffentlich-rechtlichen Medien, welche die Meinungsbildung beeinträchtigt
habe, für das Scheitern der Initiative verantwortlich. Er kündigte zudem noch am Abend
des Abstimmungssonntags einen weiteren Anlauf an. Innert zwei bis drei Jahren könne
die Bevölkerung für die Fehlfunktionen im Justizsystem besser sensibilisiert werden. Er
wolle deshalb bald mit der Sammlung von Unterschriften für eine identische Initiative
beginnen. 
Diskutiert wurden in den Medien freilich auch noch einmal die Schwachstellen des
Systems, die nun angegangen werden sollten. Die Justizinitiative habe eine «Debatte
rund um das Schweizer Justizsystem ausgelöst und uns zu Verbesserungen
angespornt», lobte etwa Andrea Caroni im St. Galler-Tagblatt. So dürften die
Diskussionen um mehr Transparenz bei den Parteienfinanzen zu einer Offenlegung der
Mandatssteuern führen. Im Parlament hängig war zudem die in einer parlamentarischen
Initiative von Beat Walti (fdp, ZH; Pa.Iv. 20.468) aufgeworfene Frage, ob diese
Mandatssteuern nicht gänzlich abgeschafft werden sollen. Mit der Ablehnung eines
Gegenvorschlags zur Justizinitiative schien hingegen die Frage einer
Amtszeitverlängerung der Bundsrichterinnen und Bundesrichter vom Tisch, wie sie von
der Schweizerischen Vereinigung der Richterinnen und Richtern am Tag nach der
Abstimmung erneut gefordert wurde. Eine mögliche Professionalisierung der
Kandidierendenauswahl bzw. die Ergänzung der GK durch eine Fachkommission, die
Bewerbungen für Richterinnen- und Richterämter mitsichten soll, war ebenfalls
Gegenstand einer noch hängigen parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 21.452).

Die VOX-Analyse fand nur schwache Muster, mit denen das Abstimmungsverhalten bei
der Justizinitiative erklärt werden könnte. Personen mit einer Berufsbildung sagten
etwas stärker Nein als andere Bildungskategorien. Sympathisantinnen und
Sympathisanten der Grünen sagten mehrheitlich Ja – im Gegensatz zu den
Anhängerinnen und Anhänger aller anderer Parteien. Hohes Vertrauen in die Judikative
ging zudem eher mit einem Nein einher. Bei den Motiven für ein Ja zeigte sich der
Wunsch nach Unabhängigkeit von Richterinnen und Richtern von den Parteien sowie
nach einem System, das auch für Parteilose Chancen einräumt, als zentral. Ein Nein

01.01.65 - 01.01.24 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



wurde hingegen laut VOX-Analyse eher mit der Skepsis gegenüber dem Losverfahren
und der Meinung, dass das bisherige System gut funktioniere, begründet. 7
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